
Bundesrepublik Deutschland Deutsche Demokratische Republik 47

rieht anordnen, daß die Vollstreckung der Ersatzfrei­
heitsstrafe unterbleibt.

§30
In den Nachlaß kann eine Geldstrafe nur dann 

vollstreckt werden, wenn das Urteil bei Lebzeiten des 
Verurteilten rechtskräftig geworden war.

§31
(1) Wer wegen eines Verbrechens zu Freiheits­

strafe von mindestens einem Jahr verurteilt wird, ver­
liert für die Dauer von fünf Jahren die Fähigkeit, 
öffentliche Ämter zu bekleiden und Rechte aus öffent­
lichen Wahlen zu erlangen.

(2) Das Gericht kann dem Verurteilten für die 
Dauer von zwei bis zu fünf Jahren die in Absatz 1 
bezeichneten Fähigkeiten aberkennen, soweit das Ge­
setz es besonders vorsieht.

§37
öffentlicher Tadel

(1) Der öffentliche Tadel wird ausgesprochen, wenn 
das Vergehen keine erheblichen schädlichen Auswir­
kungen hat oder wenn es zwar zu einem größeren 
Schaden führt, der Täter jedoch sonst ein verantwor­
tungsbewußtes Verhalten zeigt und seine Schuld ge­
ring ist.

(2) Mit dem öffentlichen Tadel wird dem Täter 
durch das Gericht die Mißbilligung seines Han­
delns ausgesprochen, um ihn zur gewissenhaften Er­
füllung seiner Pflichten gegenüber der sozialistischen 
Gesellschaft zu ermahnen.

(3) Das Gericht kann im Urteil festlegen, daß keine 
Eintragung im Strafregister erfolgt.

5. Abschnitt 
Zusatzstrafen

§58
Aberkennung staatsbürgerlicher Rechte

(1) Die staatsbürgerlichen Rechte können dem Ver­
urteilten wegen eines Verbrechens gegen die Souve­
ränität der Deutschen Demokratischen Republik, den 
Frieden, die Menschlichkeit und die Menschenrechte, 
Verbrechens gegen die Deutsche Demokratische Re­
publik oder Mordes aberkannt werden.

(2) Die Aberkennung staatsbürgerlicher Rechte soll 
den Verurteilten über die Dauer der Freiheitsstrafe 
hinaus daran hindern, diese Rechte im politischen 
und gesellschaftlichen Leben zu mißbrauchen, und soll 
ihm die Schwere des Verbrechens bewußt machen.

(3) Die Dauer der Aberkennung beträgt minde­
stens zwei und höchstens zehn Jahre. . . . (bei §§ 32, 
33 StGB West) In Verbindung mit lebenslanger 
Freiheitsstrafe und Todesstrafe wird die Aberkennung 
für dauernd ausgesprochen.


